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Die Folgen des globalen Klimawandels werden immer sichtbarer. Deutschland hat es trotz großer
Ankündigungen nicht geschafft, in den letzten zehn Jahren die Treibhausgasemissionen zu
reduzieren. Ein wichtiger Grund: es ist noch vor China der weltweit größte Förderer und Nutzer
vom klimaschädlichsten Energieträger Braunkohle. Nun hat es sich bis 2020 verpflichtet, den CO2-
Ausstoß um ganze 40 Prozent gegenüber 1990 zu verringern. Bis 2050 sollen es sogar mind. 80
Prozent sein. Mittlerweile ist man bei 32 Prozent angelangt, die aber zu 60 Prozent auf das Konto
der Deindustrialisierung Ostdeutschlands nach 1990 gehen und weniger auf wirkliche
Emissionsvermeidungen.

Man hat heute jedenfalls keine solchen Maßnahmen radikaler Schließungen von Betrieben wie vor
fast 30 Jahren mehr in der Hinterhand. Aber auch weltweit ist man weit davon entfernt, die
Konzentration von CO2 in der Atmosphäre deutlich zu senken. Trotz halbherziger nationaler
Versprechungen wurden 2018 global dort die höchsten CO2-Konzentrationen gemessen. Bleibt es bei
einem Anstieg, könnte bereits 2030 die 1,5-Grad-Schwelle überschritten werden. Damit ist vor
Beginn der Klimaschutzkonferenz (COP24; 24. Konferenz der Parteien im Rahmen der UN-
Konferenzen zum Klimawandel) im polnischen Katowice klar, dass das Abkommen der Pariser
Klimaschutzkonferenz (COP21) von 2015 bisher gescheitert ist.

Strukturwandel durch Entlassungen?

Um doch noch 2020 die 40-Prozent-Marke einzuhalten, vereinbarte die „neue“ Bundesregierung im
letzten Koalitionsvertrag vom Februar 2018 die Gründung „einer Kommission für ein
Aktionsprogramm zur Erreichung des 40-Prozent-Ziels, zur Reduzierung der Kohleverstromung und
zur Absicherung des notwendigen Strukturwandels“. Nun wurde die „Kommission für Wachstum,
Strukturwandel und Beschäftigung“ (oft nur Kohlekommission genannt) am 6. Juni 2018 von der
deutschen Bundesregierung eingesetzt. 31 Mitglieder, davon 28 Stimmberechtigte aus
VertreterInnen der Politik (aller Bundestagsparteien außer AfD und DIE LINKE), Umweltverbänden
wie dem BUND, der Wissenschaft, Gewerkschaften (IG BCE, ver.di, DGB), der Industrie (BDI, BDA,
BDEW) und auch zwei Anwohnervertreterinnen dürfen hier mitspielen. Die Kohlekommission soll
einen Vorschlag für den Kohleausstieg erarbeiten und sein Enddatum festgelegen. Zugleich soll sie
Maßnahmen aufzeigen, mit denen die derzeitige noch vorhandene Lücke von 8 Prozent bis zum
Klimaziel 2020 möglichst gering gehalten werden kann.

Ein Kohleausstieg würde aber unweigerlich zum Verlust von gegenwärtig noch 18.000
Arbeitsplätzen führen. Wie dieser ohne massenhaften Wegfall von Arbeitsplätzen in ohnedies schon
von Arbeitslosigkeit gebeutelten Regionen aussehen kann, sollte die Kommission in ihrem
Abschlussbericht bereits Ende 2018 der Bundesregierung übergeben. Schon jetzt aber ist klar: Das
Datum für den Abschlussbericht kann nicht gehalten, der Text soll nun erst Anfang 2019 vorgelegt
werden. Geliefert wurde lediglich ein Zwischenbericht, der ein „Sofortprogramm“ für die
Kohlereviere bis 2021, über den Bundeshaushalt „zusätzlich 1,5 Milliarden Euro als prioritäre
Ausgaben für Strukturpolitik“ vorschlägt. Betriebsbedingte Kündigungen der im Bergbau
Beschäftigten sollen zwar vermieden (!) werden, sind aber nicht ausgeschlossen. So wird der
Ausstieg aus der Braunkohle genauso wie der Einstieg in die „erneuerbaren“ Energien durch die
Umlage der EEG auf die Strompreise unter Schonung insbesondere der größten Elektrizität
verbrauchenden Industrien auf dem Rücken der Lohnabhängigen stattfinden. Mögliche
Entschädigungen für Energieversorger wegen kürzerer Kraftwerkslaufzeiten sollen jedoch nicht aus
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den Strukturgeldern bezahlt werden. Da kommt dann noch einmal eine ordentliche Summe aus dem
Steuersäckel oben drauf.

Bei der Frage, wie und wohin sich die Kohleregionen wandeln sollen, tauchen vor allem die
Stichworte „digitaler Fortschritt“, Infrastruktur und Energieforschung auf. So sollen z. B. im
Lausitzer Revier neue Mobilitätsanwendungen entwickelt werden. Fürs rheinische Revier schlägt die
Kommission ein „Reallabor“ für den neuen 5-G-Mobilfunkstandard vor. Zudem soll es eine Art
„Revierbonus“ für die betroffenen Gebiete geben. Gemeint sind Planungs- und Bauerleichterungen,
also das legale Aushebeln von Sozial- und Umweltstandards, um Infrastrukturprojekte in den
Braunkohlerevieren reibungsloser vor Ort realisieren zu können, notfalls auch gegen Widerstand aus
der Bevölkerung.

Hier wurde der gesamte Wunschkatalog für Infrastrukturprojekte im Bericht der Landesregierungen
Brandenburgs und Sachsens untergebracht. So haben es eigentlich schon längst begrabene und
sinnlose Infrastrukturprojekte in den Zwischenbericht geschafft (Bau der Autobahn zwischen Leipzig
und dem Lausitzer Revier; Ausbau der heute bereits vierspurigen A13 zwischen Berlin-Schönefeld
und dem Autobahndreieck Spreewald). Eine neue ICE-Verbindung soll die Lausitz besser an Berlin
und Dresden anbinden. Übersetzt heißt das, dass man in der Menge gar keine neuen Jobs in der
Region erwartet, sondern die Betroffenen sollen durch stundenlanges Pendeln in die Metropolen
sich dort welche suchen. Als Sahnehäubchen sollen dann noch in Form neu angesiedelter Behörden
Staatsangestellte ihr Geld in der Region ausgeben dürfen, die wahrscheinlich aber angesichts der
neuen schnelleren Verbindung z. B. in die Hauptstadt nach der Arbeit dann diese ganz schnell
wieder verlassen werden.

Schwammig wird es ebenso bei der Frage, wie in den Regionen auch zukünftig nachhaltig Strom
produziert und CO2 eingespart werden kann. Dafür wimmelt es nur so von exotischen Stichworten
wie Wasserstoffproduktion, Brennstoffzelle, Batteriespeicher, Power-to-X und sogar der
Kohleverflüssigung, die dann als Rohstoff für die chemische und petrochemische Industrie „noch
über viele Jahre abbaubar sein“ wird.

Was jetzt aber schon klar ist, einen sofortigen Ausstieg wird es nicht geben. Anvisiert wird er
zwischen 2035 und 2038. Das wäre ein Kompromiss zwischen den Umweltverbänden in der
Kommission, die einen Kohleausstieg bis 2030 fordern, und den IndustrievertreterInnen, die im
Grunde noch so lange wie möglich ihre alten Kohlemeiler laufen lassen wollen.

In der Opposition hui, in der Regierung pfui!

Bei den Abschaltplänen der in der Kohlekommission vertretenen Umweltorganisationen wie BUND
oder Greenpeace sucht man vergebens eine Antwort, was mit den Arbeitsplätzen im
Braunkohletagebau passieren soll. Bestenfalls ist diese eine Randnotiz wert oder wird schwammig
mit „sozialverträglich“ schnell vom Tisch gewischt. Hier wird deutlich, warum die Umweltbewegung
bis heute unfähig ist, die ökologische mit der sozialen Frage zu verbinden und gemeinsam
Widerstand zu organisieren.

Reformistische Parteien wie DIE LINKE (PdL) oder auch offen bürgerliche wie Bündnis 90/Die
Grünen geben zwar vor, sie würden sich für „eine arbeitsmarkt- und sozialpolitische Absicherung“
einsetzen, haben aber schon seit vielen Jahren in verschiedenen Länder- und Bundesregierungen
gezeigt, dass sie nicht Teil der Lösung, sondern des kapitalistischen Problems sind. Beide Parteien,
oft Teil des Widerstandes vor Ort, verschweigen dabei ihre verräterische, konzernhörige Politik in
den jeweiligen Bundes- und Länderregierungen z. B. in Nordrhein-Westfalen (Die Grünen) oder
Brandenburg (PdL). So hatte auch der damalige grüne Minister für Umwelt und Naturschutz die
Abbaggerung des Hambacher Forstes beschlossen.
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In Brandenburg hat die Linkspartei 2008 noch den Volksentscheid zum Braunkohleausstieg in
Brandenburg unterstützt und lokal sich auch am Widerstand gegen die Abtragung von Dörfern und
Naturschutzgebieten beteiligt. Davon wollte man aber spätestens nach der Wahl 2009 als neue
Koalitionspartnerin der SPD nichts mehr wissen und verschob den Ausstieg erst einmal auf 2040.
Auch genehmigte man 2014 in der Landesregierung die Erweiterung des Braunkohletagebaus
Welzow-Süd (südliche Niederlausitz). Heute appelliert die Bundestagsfraktion der PdL artig an die
Bundesregierung, dass sie „mit den Betreibern der Braunkohletagebaue und -kraftwerke einen
Vertrag mit dem Ziel abschließen soll, betriebsbedingte Kündigungen infolge des Kohleausstiegs in
den Unternehmenssparten zu verhindern.“

Sie tritt damit in die Fußstapfen der SPD, die im Gleichschritt mit der IG BCE vor allem Politik für
die Großkonzerne betreibt. Die langfristigen Gesamtinteressen der gesamten ArbeiterInnenklasse –
nämlich die nach einer Neuordnung der gesamten Energieerzeugung, von Industrie und
Landwirtschaft im Interesse der Arbeitenden und des Erhalts ihrer natürlichen Lebensgrundlagen –
werden auf dem Altar dieser Realpolitik geopfert. Schließlich wären diese nur gegen das Kapital und
dessen Parteien durchsetzbar – und genau diese „PartnerInnen“ sollen nicht verprellt werden. Die
PdL vollzieht den SPD-Spagat an der Landesregierung, die Grünen bieten auch noch einen
markwirtschaftlichen „Green New Deal“ an.

Was schlagen wir vor?

Klar ist, dass die Braunkohle Tausenden Beschäftigung gibt. Somit stehen viele in den betroffenen
Regionen nicht hinter der Forderung nach einem Ausstieg. Darüber dürfen auch die Proteste um den
Hambacher Forst nicht hinwegtäuschen. Das Misstrauen angesichts der Vorschläge der
Kohlekommission ist auch berechtigt. Klar ist aber auch, dass die Stromkonzerne wie RWE und
LEAG sich einen vorzeitigen Ausstieg aus Steuergeldern fürstlich entschädigen lassen und
entgangene Profite durch Strompreiserhöhungen ausgleichen werden. So sollen die Kosten für einen
Ausstieg auf dem Rücken der Lohnabhängigen abgewälzt werden.

Umgekehrt kann freilich die berechtigte Angst der Beschäftigten in der Braunkohleförderung, auf
nie kommende „Zukunftsprojekte“ vertröstet zu werden, nicht darüber hinwegtäuschen, dass ein
schnellstmöglicher Ausstieg aus dieser klimaschädlichen Produktion unerlässlich ist.

Am Beispiel Stromerzeugung zeigt sich das ganze technische Chaos und Dilemma der
kapitalistischen Produktionsweise. Hier wird nämlich schnell klar, dass eine ökologisch nachhaltige
Stromproduktion unter der Prämisse der Profitwirtschaft im Kapitalismus nicht möglich ist. Die
„erneuerbaren“ Energien können bei einem Ausstieg nur dann die Basis der Stromerzeugung
abgeben, wenn genügend Speicherkapazitäten vorhanden sind. Dies erfordert aber massive
Investitionen in Forschung, Entwicklung und Neuausstattung. Ausreichende technische Alternativen
zur Kohlenutzung bei einem sofortigen Ausstieg, die Strom in genügenden Mengen und Qualität und
bei jedem Bedarf stetig liefern könnten, gibt es derzeitig nicht. Die „erneuerbaren“ Energien sind
gegenwärtig dazu nicht in der Lage. Hier gab es in der Vergangenheit keine Anstrengungen, in neue
Speichertechnologien zu investieren. Die Profite sind über das EEG auch so geflossen. Das
vielgepriesene Gesetz hat also zur Verhinderung der Entwicklung von Speichermöglichkeiten direkt
beigetragen. Aber selbst unter der Voraussetzung der Entwicklung neuer Technologien werden
diese im Kapitalismus nie zum Wohle der Gesellschaft, sondern allein zur Maximierung der Profite
eingesetzt.

Wir müssen deshalb den Kampf für den Kohleausstieg mit dem Kampf für ein Wirtschaftssystem
verbinden, in dem unsere Zukunft nicht für die Profite weniger verheizt wird. Ebenso müssen wir
uns gegen jede Entlassung und jeden Einkommensverlust zur Wehr setzen. Das bedeutet keinesfalls,
dass jede/r Beschäftigte genau dieselbe Arbeit machen wird wie bisher. Im Zuge einer ökologischen



Umrüstung der Produktion würden natürlich auch für die ArbeiterInnen in den Energieunternehmen
neue Aufgaben anfallen. Auf der Grundlage einer Marktwirtschaft und der Produktion für immer
größeren Profit ist das jedoch unmöglich – daher bildet die entschädigungslose Enteignung und
Verstaatlichung des ganzen Energiesektors eine unerlässliche Voraussetzung für jede rationale
Klimapolitik, für jeden „Strukturwandel“ in diesem Bereich und für die Ausarbeitung eines Plans zur
Umrüstung des Energiesystems unter ArbeiterInnenkontrolle.

Wir fordern deshalb:

Massenaktionen gegen die Braunkohleindustrie! Bundesweite Aktionskonferenz zur
Durchsetzung des organisierten, geplanten Kohleausstiegs!
Für die ökologischen Katastrophen ist die herrschende Klasse verantwortlich – daher
soll sie für die Schäden aufkommen! Entschädigungslose Enteignung der Energie- und
Transportindustrie unter ArbeiterInnenkontrolle!
Sofortige Abschaltung aller alten und „schmutzigen“ Anlagen!
Für den schnellstmöglichen organisierten Ausstieg aus der fossilen Energiegewinnung
und den Einstieg in klimaneutrale Erzeugung im Rahmen eines rationalen
Gesamtenergieplans unter ArbeiterInnenkontrolle! Für einen solchen Plan auf
europäischer und weltweiter Ebene, der Verkehr, Industrie, Haushalte, Strom- und
Wärmegewinnung integriert!
Weg mit dem Emissionsrechtehandel und der blinden Subventionierung von
„regenerativer Energie“! Sofortige Rücknahme aller direkten und indirekten
Subventionen für den Energiesektor! Sofortige Senkung der Strompreise! Den
Marktmechanismen setzen wir das bewusste, planmäßige Eingreifen in die Produktion
entgegen. Für die Förderung von Energie und Ressourcen sparenden Techniken,
bezahlt vom Kapital!
Für ein globales Programm zur Wiederaufforstung von Wäldern, der Renaturierung
von Mooren und zum Schutz des Bodens und der Meere als CO2-Senken!
Entschädigungslose Enteignung von LandbesitzerInnen, nachhaltige Bewirtschaftung
unter Kontrolle der ArbeiterInnen und BäuerInnen!
Für Forschung nach neuen Energien wie Kernfusion und zur Lösung der
Speicherproblematik der erneuerbaren Energien, zur Minimierung bzw. Beseitigung
des Schadstoffproblems (Atommüll) unter ArbeiterInnenkontrolle und auf Kosten der
Energiekonzerne!
Gegen die Spaltung von Umweltbewegung und Beschäftigten in umweltgefährdenden
Betrieben! Keine Entlassungen und keine Einkommensverluste für Beschäftigte im
Energiesektor! Umschulung und neue Arbeitsplätze zu gleichen Löhnen und
Arbeitsbedingungen! Gegen prekäre Beschäftigung in der Branche erneuerbarer
Energien: gleiche Bedingungen für alle Beschäftigten in Windkraft-, Solarbetrieben
wie für jene in Bergbau, AKWs und bei den Stromkonzernen!


